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Ergänzungsblätter zum Buch 

 
Keplinger / Wimmer 

Straßenverkehrsordnung – Praxiskommentar  
17. Auflage 

 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

BGBl. I Nr. 90/2023 (Art. 1; 34. StVO Novelle; RV 2092 BlgNR 27. GP; AB 2166 
BlgNR 27. GP) 

BGBl. I Nr. 129/2023 (Art. 5; Kraftfahr-Versicherungsrechts-Änderungsgesetz 2023; RV 
2198 BlgNR 27. GP; AB 2262 BlgNR 27. GP) 

BGBl. I Nr. 52/2024 (35. StVO Novelle; IA 3975/A BlgNR 27. GP; AB 2518 BlgNR 27. 
GP) 

 
 

 
 

§ 2 Abs. 1 Z 12a hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 
12a. Radfahrerüberfahrt: ein auf beiden Seiten durch gleichmäßig unterbrochene 

Quermarkierungen gekennzeichneter, für die Überquerung der Fahrbahn 
durch Radfahrer bestimmter Fahrbahnteil; ist unmittelbar neben der Rad-
fahrerüberfahrt ein Schutzweg markiert, so kann auf dieser Seite der Rad-
fahrerüberfahrt die Quermarkierung entfallen; ist derselbe Fahrbahnteil in 
Fortsetzung eines Geh- und Radwegs gemäß § 52 Z 17a lit. a oder § 53 Abs. 1 
Z 28 lit. a für die Überquerung der Fahrbahn durch Fußgänger und Radfahrer 
bestimmt, so sind die Quermarkierungen beiderseits des Schutzwegs jeweils 
versetzt zu den Längsstreifen des Schutzwegs anzubringen; 

 
 
§ 24 Abs. 1 lit. o hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 

o) wenn Fußgänger, insbesondere auch Personen mit Kinderwagen oder Be-
hinderte mit Rollstuhl, an der Benützung eines Gehsteiges, eines Gehwe-
ges oder eines Geh- und Radweges erheblich behindert sind, 
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§ 26a Abs. 1 hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 
 (1) Die Lenker von Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes, des Ent-
minungsdienstes, der Militärpolizei, der militärischen Nachrichtendienste, der 
Strafvollzugsverwaltung, des Rettungsdienstes, der Feuerwehr und der Finanz-
verwaltung sind bei Fahrten, soweit dies für die ordnungsgemäße Ausübung des 
Dienstes erforderlich ist, an Halte- und Parkverbote, an Geschwindigkeitsbe-
schränkungen, an Fahrverbote gemäß § 52 lit. a Z 1, Z 6a, Z 6b, Z 6c, Z 6d, Z 7a, Z 
7b, Z 8a, Z 8b, und Z 8c und an die Verbote bezüglich des Zufahrens zum linken 
Fahrbahnrand nicht gebunden. Sie dürfen auch Fahrstreifen und Straßen für Om-
nibusse und, sofern es sich um einspurige Fahrzeuge mit einer Bauartgeschwin-
digkeit von höchstens 45 km/h handelt, auch Radfahranlagen benützen. Die Len-
ker von Fahrzeugen des öffentlichen Sicherheitsdienstes dürfen Radfahranlagen 
auch dann benutzen, wenn dies für die ordnungsgemäße Ausübung des Dienstes 
unerlässlich ist. Sie dürfen dabei aber nicht Personen gefährden, Sachen beschä-
digen oder den Radverkehr übermäßig behindern. 
 
 
§ 38 Abs. 6a wird angefügt: (ab 01.07.2024) 
 
 (6a) Zur zielgerichteten Steuerung des Verkehrs und des Zuflusses auf Straßen 
(Zuflussregelung) ist eine von Abs. 2b und 6 abweichende Ausführung von Licht-
signalanlagen dahingehend zulässig, dass die Dauer des gelben nichtblinkenden 
Lichtes, das gemeinsam mit dem roten Licht leuchtet, eine Sekunde beträgt und 
dass das Grünlicht ohne vorangehende Grünblinkphase beendet wird. Zuflussre-
gelungen sind mittels Zusatztafel anzukündigen. 
 
 
§ 43 Abs. 2 hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 
 (2) Zur Fernhaltung von Gefahren oder Belästigungen, insbesondere durch 
Lärm, Geruch oder Schadstoffe, hat die Behörde, wenn und insoweit es zum 
Schutz der Bevölkerung oder der Umwelt oder aus anderen wichtigen Gründen 
erforderlich ist, durch Verordnung 

a)  für bestimmte Gebiete, Straßen oder Straßenstrecken für alle oder für be-
stimmte Fahrzeugarten oder für Fahrzeuge mit bestimmten Ladungen dau-
ernde oder zeitweise Verkehrsbeschränkungen oder Verkehrsverbote zu er-
lassen, 

b)  zu bestimmen, dass mit bestimmten Arten von Fahrzeugen oder mit Fahr-
zeugen mit bestimmten Ladungen nur bestimmte Straßen oder bestimmte 
Arten von Straßen befahren werden dürfen (Routenbindung), oder 

c)  zu bestimmen, dass in bestimmten Gebieten oder auf bestimmten Straßen 
Vorrichtungen zur Abgabe von Schallzeichen nicht betätigt werden dürfen, 
es sei denn, dass ein solches Zeichen das einzige Mittel ist, um Gefahren 
von Personen abzuwenden (Hupverbot). 

Bei der Erlassung solcher Verordnungen ist auf den angestrebten Zweck und auf 
die Verkehrserfordernisse Bedacht zu nehmen. 
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§ 43 Abs. 4a wird eingefügt: (ab 01.07.2024) 
 
 (4a) Die Behörde kann in Ortsgebieten in Bereichen mit besonderem Schutz-
bedürfnis wie zB Schulen, Kindergärten, Freizeiteinrichtungen, Krankenhäusern 
oder Senioreneinrichtungen die gemäß § 20 Abs. 2 erlaubte Höchstgeschwindig-
keit verringern, sofern die Maßnahme zur Erhöhung der Verkehrssicherheit insbe-
sondere von Fußgängern oder Radfahrern geeignet ist. 
 
 
§ 44b Abs. 5 wird angefügt: (ab 01.07.2024) 
 
 (5) Im Fall von Arbeiten gemäß § 90 Abs. 2, die voraussichtlich nicht länger als 
24 Stunden dauern werden, dürfen die Organe des Straßenerhalters eine besonde-
re Verkehrsregelung durch Anweisungen an die Straßenbenützer oder durch An-
bringung von Verkehrsampeln oder Signalscheiben veranlassen oder eine der in § 
43 Abs. 1 lit. b bezeichneten Maßnahmen durch Anbringung der entsprechenden 
Straßenverkehrszeichen oder Bodenmarkierungen mit der Wirkung treffen, als ob 
die Veranlassung oder Maßnahme von der Behörde getroffen worden wäre; dar-
über hinaus ist der Arbeitsbereich entsprechend dem Stand der Technik abzusi-
chern. Die Abs. 2, 3a und 4 gelten mit der Maßgabe, dass die Veranlassungen oder 
Maßnahmen jedenfalls nach 24 Stunden aufzuheben sind; sofern die Arbeiten zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen sind, hat der Straßenerhalter unver-
züglich die Behörde zu verständigen und ihr alle Umstände, die für die Erlassung 
einer Verordnung nach § 43 maßgebend sein können, bekanntzugeben. 
 
 
§ 52 lit. b Z 18 entfällt. (ab 01.07.2024) 
 
 
§ 53 Abs. 1 Z 2d wird eingefügt: (ab 01.07.2024) 
 
2d. Unterführung 

 
Dieses Zeichen kennzeichnet eine Fußgängerunterführung. 

 
 
§ 64 Abs. 3a wird eingefügt:  
 
 (3a) Wer auf der Straße kraftfahrsportliche Veranstaltungen, einschließlich 
Rennen, Wettbewerbe, Trainings, Tests und Demonstrationen durchführt, bedarf 
der Bewilligung der Behörde. Für den Fall der für den gesamten übrigen Verkehr 
gesperrten Straße darf die Bewilligung nur dann erteilt werden, wenn der Veran-
stalter eine Haftpflichtversicherung im Sinne des Abs. 2 abgeschlossen hat. 
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§ 94c Abs. 3 hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 
 (3) Sofern eine Gemeinde über einen Gemeindewachkörper verfügt, kann ihr 
die Handhabung der Verkehrspolizei (§ 94b Abs. 1 lit. a) durch diesen übertragen 
werden. Hiebei können alle oder nur bestimmte Angelegenheiten der Verkehrspo-
lizei hinsichtlich aller oder nur einzelner Straßen übertragen werden. Verfügt eine 
Gemeinde über keinen Gemeindewachkörper, so darf ihr die Handhabung der 
Verkehrspolizei ausschließlich hinsichtlich der punktuellen Geschwindigkeits-
messung gemäß § 98b hinsichtlich aller oder nur einzelner Straßen übertragen 
werden, wenn dies aus Gründen der Verkehrssicherheit (zB bei vermehrtem Un-
fallgeschehen oder zum Schutz schwacher Verkehrsteilnehmer) erforderlich und 
sichergestellt ist, dass diese Aufgabe von der Gemeinde mit den ihr zur Verfügung 
gestellten Mitteln besorgt werden kann. Im Gebiet einer Gemeinde, für das die 
Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, ist eine 
Übertragung der Handhabung der Verkehrspolizei nicht zulässig. Die Ermächti-
gung der übrigen Organe der Straßenaufsicht, die Verkehrspolizei im Gemeinde-
gebiet zu handhaben, bleibt unberührt. 
 
 
§ 94d Z 8d wird eingefügt: (ab 01.07.2024) 
 

8d. die Bestimmung von Schulstraßen einschließlich der Verordnung und 
Bewilligung von Ausnahmen sowie die Ermächtigung von Personen  
(§ 76d), 

 
 
§ 97 Abs. 1 hat zu lauten: (ab 01.07.2024) 
 
(1) Die Organe der Straßenaufsicht, insbesondere der Bundespolizei und im Falle 
des § 94c Abs. 1 auch der Gemeindewachkörper, haben die Verkehrspolizei (§ 94b 
Abs. 1 lit. a) zu handhaben und bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch  

a)  Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen, 
b)  Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforder-

lich sind, 
c)  Anwendung körperlichen Zwanges, soweit er gesetzlich vorgesehen ist, 

mitzuwirken. Die Mitwirkungsverpflichtung gemäß lit. b gilt für Organe der Bun-
despolizei nicht im Falle punktueller Geschwindigkeitsüberwachung gemäß § 98b 
StVO im übertragenen Wirkungsbereich (§ 94c) einer Gemeinde. Darüber hinaus 
können Mitglieder eines Gemeindewachkörpers mit Zustimmung der Gemeinde 
von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde in dem Umfang und unter den 
Voraussetzungen wie die sonstigen Organe der Straßenaufsicht zur Mitwirkung 
bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die in lit. a bis c angeführten 
Maßnahmen ermächtigt werden. In diesem Fall unterstehen die Mitglieder des 
Gemeindewachkörpers in fachlicher Hinsicht der zuständigen Bezirksverwal-
tungsbehörde. 
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§ 99 Abs. 2f und Abs. 2g werden eingefügt:  
 
 (2f) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 500 
bis 7500 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 72 Stunden 
bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer die jeweils zulässige Geschwindigkeit im 
Ortsgebiet um mehr als 60 km/h und außerhalb des Ortsgebietes um mehr als 70 
km/h überschreitet. 
 

 (2g) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit einer Geldstrafe von 700 
bis 2200 Euro, im Falle ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe von 24 Stunden 
bis zu sechs Wochen zu bestrafen, wer gegen ein Lenkverbot gemäß § 99d Abs. 2 
verstößt. 
 
 
 
§ 99a, § 99b, § 99c und § 99d samt Überschrift werden eingefügt:  
 

Vorläufige Beschlagnahme 
 

 § 99a. (1) Die Organe der Straßenaufsicht haben unter Bedachtnahme auf die 
Verkehrs-sicherheit Fahrzeuge vorläufig zu beschlagnahmen, wenn mit techni-
schen Hilfsmitteln festgestellt wurde, dass der Lenker die erlaubte Höchstge-
schwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 60 km/h oder außerhalb des Ortsgebiets 
um mehr als 70 km/h überschritten hat. 
 

 (2) Die Organe der Straßenaufsicht haben die vorläufige Beschlagnahme der 
Behörde unverzüglich anzuzeigen. Die Behörde hat den Eigentümer des Fahr-
zeugs bzw. sonst dinglich Berechtigte nach Möglichkeit auszuforschen und über 
die vorläufige Beschlagnahme in Kenntnis zu setzen. Die vorläufige Beschlag-
nahme erlischt, sobald die Behörde die Beschlagnahme mit Bescheid gemäß § 
99b anordnet, jedenfalls aber, wenn die Behörde nicht binnen zwei Wochen nach 
Einlangen der Anzeige die Beschlagnahme mit Bescheid gemäß § 99b anordnet. 
 

 (3) Über die vorläufige Beschlagnahme hat das Organ der Straßenaufsicht dem 
Lenker eine Bescheinigung auszuhändigen, in welcher die Marke und Type und 
das Kennzeichen des beschlagnahmten Fahrzeugs anzugeben sind. 
 

 (4) Das Verfügungsrecht über die gemäß Abs. 1 vorläufig beschlagnahmten 
Fahrzeuge steht der Behörde zu. 
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Beschlagnahme 
 

 § 99b. (1) Die Behörde hat unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit mit 
Bescheid die Beschlagnahme von Fahrzeugen zu verfügen, wenn dies zur Siche-
rung des Verfalls geboten erscheint und 
 1.  entweder 

a)  mit technischen Hilfsmitteln festgestellt wurde, dass der Lenker die er-
laubte Höchstgeschwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 60 km/h oder 
außerhalb des Ortsgebiets um mehr als 70 km/h überschritten hat, und 

b)  dem Lenker innerhalb der letzten vier Jahre die Lenkberechtigung we-
gen einer der in § 7 Abs. 3 Z 3 oder 4 FSG genannten Übertretungen 
entzogen worden ist oder 

 2. mit technischen Hilfsmitteln festgestellt wurde, dass der Lenker die erlaubte 
Höchstgeschwindigkeit im Ortsgebiet um mehr als 80 km/h oder außerhalb des 

Ortsgebiets um mehr als 90 km/h überschritten hat. 
Eine Beschwerde gegen den Bescheid hat keine aufschiebende Wirkung. 
 

 (2) Die Behörde hat den Eigentümer des Fahrzeuges bzw. sonst dinglich Be-
rechtigte auszuforschen und von der Beschlagnahme in Kenntnis zu setzen, so-
fern die Ausforschung und Mitteilung nicht bereits im Rahmen einer vorläufigen 
Beschlagnahme erfolgt ist. Die Beschlagnahme ist von der Behörde unverzüglich 
aufzuheben bzw. hat zu unterbleiben, 

1.  wenn eine vom Lenker verschiedene Person nachweist, dass ihr dingliche 
Rechte an dem beschlagnahmten Fahrzeug zukommen, oder 

2.  wenn eine vom Lenker verschiedene Person nachweist, dass ihr bis zu ei-
ner vorläufigen Beschlagnahme dingliche Rechte an dem beschlagnahmten 
Fahrzeug zugekommen sind, oder 

3.  sobald die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 nicht mehr vorliegen. 
 

 (3) Das Verfügungsrecht über die gemäß Abs. 1 beschlagnahmten Fahrzeuge 
steht der Behörde zu. 
 

 (4) Die bei der Behörde anfallenden Transport- und Lagerkosten gelten als 
Barauslagen gemäß § 64 VStG. 
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Verfall 
 

§ 99c. (1) Die Behörde hat zusätzlich zu einer Geldstrafe nach § 99 ein von ihr 
beschlagnahmtes Fahrzeug gemäß § 17 VStG für verfallen zu erklären, wenn das 
geboten erscheint, um den Täter von weiteren gleichartigen Übertretungen abzu-
halten, und 
 1.  entweder 

a)  mit dem Fahrzeug die erlaubte Höchstgeschwindigkeit im Ortsgebiet 
um mehr als 60 km/h oder außerhalb des Ortsgebiets um mehr als 70 
km/h überschritten wurde und 

b)  dem Lenker innerhalb der letzten vier Jahre die Lenkberechtigung we-
gen einer der in § 7 Abs. 3 Z 3 oder 4 FSG genannten Übertretungen 
entzogen wurde oder 

2.  mit dem Fahrzeug die erlaubte Höchstgeschwindigkeit im Ortsgebiet um 
mehr als 80 km/h oder außerhalb des Ortsgebiets um mehr als 90 km/h 
überschritten wurde. 

 

 (2) Verfallene Fahrzeuge sind bestmöglich zu verwerten. 70 vH des Erlöses aus 
der Verwertung fließen dem Österreichischen Verkehrssicherheitsfonds zu; 30 vH 
des Erlöses fließen der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand jener Behörde zu 
tragen hat, die das Strafverfahren in erster Instanz durchführt.  
 
 

Herausgabe von beschlagnahmten Fahrzeugen 
 

§ 99d. (1) Weist eine vom Lenker verschiedene Person dingliche Rechte an einem 
gemäß § 99a vorläufig beschlagnahmten oder gemäß § 99b beschlagnahmten 
Fahrzeug nach, so ist das Fahrzeug ausschließlich an diese Person auszuhändi-
gen. 
 

 (2) Liegen die Voraussetzungen des § 99b Abs. 1 Z 1 oder 2 oder § 99c Abs. 1 Z 
1 oder 2 vor, werden jedoch von einer vom Lenker verschiedenen Person dingli-
che Rechte am Fahrzeug nachgewiesen, so darf der Lenker dieses Fahrzeug nicht 
mehr lenken; dieses Lenkverbot ist von der Behörde mit Bescheid zu verhängen 
und im Führerscheinregister zu vermerken. Der Zulassungsbesitzer des Fahr-
zeugs ist von der Behörde vom Lenkverbot zu verständigen. 
 
 
§ 100 Abs. 10a wird eingefügt: (ab 01.07.2024) 
 
 (10a) 20 vH der Strafgelder aus jenen Verwaltungsübertretungen, die gemäß § 
94c Abs. 3 3. Satz durch die Gemeinden wahrgenommen werden, fließen der Ge-
bietskörperschaft zu, die den Aufwand jener Behörde zu tragen hat, die das Straf-
verfahren in erster Instanz durchführt. 
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§ 103 Abs. 26, Abs. 27 und Abs. 28 werden angefügt: 
 
 (26) Die §§ 99 Abs. 2f und 2g, 99a, 99b, 99c und 99d in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 90/2023 treten am 1. März 2024 in Kraft. 
 

 (27) § 64 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 129/2023 tritt 
mit 23. Dezember 2023 in Kraft. 
 

 (28) § 2 Abs. 1 Z 12a, § 24 Abs. 1 lit. o, § 26a Abs. 1, § 38 Abs. 6a, § 43 Abs. 2 
und 4a, § 44b Abs. 5, § 53 Abs. 1 Z 2d, § 94c Abs. 3, § 94d Z 8d, § 97 Abs. 1 und  
§ 100 Abs. 10a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 52/2024 treten am 
1. Juli 2024 in Kraft; gleichzeitig tritt § 52 lit. b Z 18 außer Kraft. 
 
 
 


